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Artenschutz nicht für alle: faktenfreie Symbolpolitik in Sachen Wolf    

Die jüngste Entscheidung des Bundestags, den Wolf ins Bundesjagdgesetz aufzunehmen, kann 

man nur scharf kritisieren. „Diese Gesetzesänderung, die weder ökologisch noch faktisch ge-

rechtfertigt werden kann, ist zudem pure Augenwischerei. Es ist ein falsches und missverständ-

liches Signal, das regionale Unterschiede in der Populationsentwicklung aber auch im Stand 

der Diskussionen nicht ausreichend berücksichtigt“, erklärt Petra Daisenberger, Sprecherin der 

Grünen im Landkreis. Die Debatten laufen seit Jahren emotional auf Hochtouren und es steht 

fest: ob damit diese hoch geschützte Tierart Wolf so problemlos geschossen werden kann wie 

behauptet, darf stark bezweifelt werden. Hinzu kommen wie immer die Fakten: Hier im Land-

kreis Garmisch-Partenkirchen haben wir kein Wolfsproblem – wir haben ein Problem mit pau-

schalen Vorurteilen und mangelnder Differenzierung.  

Während Politiker*innen von CSU, SPD und FWL/FW also wie im Tagblatt-Artikel „Auf der Ab-

schussliste“ (17.03.2026), das Bild einer existenziellen Bedrohung zeichnen, sprechen die offi-

ziellen Zahlen des Landesamtes für Umwelt (LfU) eine eindeutige Sprache und widerlegen die 

Darstellung einer akuten Bedrohung durch den Wolf eindrucksvoll.  

Im gesamten Landkreis Garmisch-Partenkirchen gab es in den vergangenen drei Jahren ledig-

lich einen einzigen bestätigten Wolfsriss (2025) eines Nutztiers. Im Jahr 2024 wurde kein ein-

ziger Riss registriert, 2023 beschränkten sich die Vorfälle auf Wildtiere. „Diese Zahlen zeigen 

deutlich, dass die angebliche Wolfsplage eine konstruierte Krise ist“, betont Daisenberger. 

„Statt über Abschüsse zu diskutieren, sollten wir uns auf wirksame Herdenschutzmaßnahmen 

konzentrieren – die funktionieren und europarechtlich geboten sind.“ 

Tierschutz ist kein Schießsport 

Bei einem Vorfall in drei Jahren nun den Artenschutz auszuhebeln ist absurd. Ein Management 

‚über Kimme und Korn‘ zu fordern, wie es beispielsweise MdL Streibl (FW) in der jüngsten Alm-

bauernversammlung propagierte, ist übertrieben. Dass die Vorsitzende des örtliches Tier-

schutzvereins Lödermann den Abschuss als adäquates Mittel gegen die öffentliche Hetze auf 

den geschützten Wolf bezeichnete, spricht ebenfalls für sich. 

Wer es mit dem Tierschutz ernst nimmt, kann nicht gleichzeitig Abschüsse legitimieren. Hier 

wird also mit Ängsten gespielt und der Wolf als Sündenbock für strukturelle Probleme der 

Almwirtschaft missbraucht, während bewährte Lösungen wie Zäune, Herdenschutzhunde, Be-

hirtung und Entschädigungen ignoriert werden. So lässt sich sicher keine „sachliche Diskussion“ 



erzwingen, geschweige denn Weidegebiete „wolfsfrei“ halten, stellt Petra Daisenberger fest. 

Die Grünen verweisen auf das eigene Positionspapier, das die ökologische Bedeutung des Wolfs 

als Schlüsselart für die Biodiversität betont. Als streng geschützte Art stehe der Wolf gleichbe-

rechtigt neben anderen bedrohten Arten wie Biber, Steinadler oder Orchideen. „Der Wolf ist 

kein Feind der Almwirtschaft, sondern ein natürlicher Bestandteil unserer Ökosysteme, der 

Wildbestände reguliert und die Artenvielfalt fördert“, so Daisenberger. „Eine Aufnahme in das 

Jagdgesetz wirkt aber wie eine allgemeine Erleichterung, die Tiere abschießen zu dürfen – 

Wenn da nicht die Formulierung „günstiger Erhaltungszustand“ wäre.“  

Es gibt bessere Lösungen 

Natürlich darf es, wie bei den bisherigen Förderprogrammen der Landesregierung, nicht beim 

Neubau von Schutzvorrichtungen bleiben, sondern die Weidetierhalter*innen benötigen finan-

zielle und praktische Unterstützung auch bei laufenden Kosten wie Schutzhundausbildung, 

Wartung und Pflege. Hier braucht es dringend Förderprogramme, die die zusätzlichen Belas-

tungen der Almbauern ausgleichen und eine individuelle Prüfung von Weideflächen.   

„Wir brauchen auch weiterhin einen breiten institutionalisierten Dialog mit allen Beteiligten, 

um Lösungen zu finden, die Ökologie, Landwirtschaft und Artenschutz in Einklang bringen“, so 

Daisenberger abschließend. Die Almwirtschaft ist Teil unserer Identität, genau wie der Wolf. 

Beides lässt sich durch Augenmaß und Fakten statt Mythen vereinbaren. Wir fordern die Betei-

ligten auf, diese Manöver auf Kosten der Natur zu beenden und stattdessen zielgenau in Prä-

vention und Herdenschutz zu investieren. Artenschutz ist nicht verhandelbar. 
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